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Zusammenfassung der 3. öffentlichen Gemeinderatssitzung des XII. Gemeinderates 

der Gemeinde Seckach am 21. Oktober 2024 

 

TOP 1  Anfragen und Anregungen der Einwohner zu Angelegenheiten der Gemeinde 

Seckach 

Geschwindigkeitsüberschreitungen in der Heinrich-Magnani-Straße 

Es wird mitgeteilt, dass die Heinrich-Magnani-Straße in Seckach immer mehr zur Rennstrecke 

verkommt. Hier wird viel zu schnell gefahren. Der Sprecher bittet deshalb darum, dass ein Mess-

gerät mit Geschwindigkeitsanzeige aufgehängt wird. Bürgermeister Ludwig sagt zu, das Anliegen 

an das Ordnungsamt und den Bauhof weiterzugeben. Ein Messgerät mit Geschwindigkeitsan-

zeige hängt z.Zt. am Ortseingang Seckach aus Richtung Großeicholzheim; dieses könnte an ei-

nem geeigneten Platz in der Heinrich-Magnani-Straße angebracht werden. 

 

TOP 2  Jahresbericht der Netze BW für die Gemeinde Seckach 

Der Vorsitzende begrüßt zu diesem Tagesordnungspunkt Bernhard Ries, Regionalmanager Ver-

teilernetz der Netze BW, und übergibt ihm nach einer kurzen Einführung das Wort. 

Erläuterungen 

Herr Ries erläutert zunächst, dass die Gesetze in Stuttgart, Berlin und Brüssel gemacht werden, 

aber dann von den Energiebetreibern bzw. den Kommunen vor Ort umgesetzt werden sollen. 

Dies stellt alle Beteiligten vor große Herausforderungen. Er stellt kurz das Unternehmen Netze 

BW vor, mit welchem die Gemeinde Seckach schon seit vielen Jahren sehr eng und vertrauens-

voll zusammenarbeitet, und erklärt die Zuständigkeiten. Das partnerschaftliche Zusammenwir-

ken zwischen der Netze BW und den Kommunen ist besonders wichtig, um die Energiewende 

voranzubringen und eine sichere, zukunftsfähige Infrastruktur zu gewährleisten. Hierzu teilt er 

u.a. mit, dass für den Neubau des Servicestandorts Osterburken im RIO noch in diesem Jahr der 

Baubeginn sein wird. Sodann berichtet Herr Ries über die aktuelle Situation im 107,4 km langen 

Stromnetz von Seckach und über die Herausforderungen der Zukunft. Neben den betrieblichen 

Themen wie Versorgungssicherheit werden auch die getätigten und geplanten Investitionen in 

die Versorgungsnetze in und um Seckach vorgestellt. Konkret gibt es zurzeit 30 Ortsnetzstatio-

nen und 1.517 Hausanschlüsse. Die Stromausfallzeiten liegen in Seckach jährlich deutlich unter 

zehn Minuten. Von 2019 – 2023 investierten die Netze BW in Seckach knapp 4,2 Mio. €, davon 

stellt die Erneuerung des Schaltwerks „In der Au“ mit rd. 1,5 Mio. € das größte Einzelvorhaben 

dar. Ebenso wird die Entwicklung der erneuerbaren Energien vor Ort und die Entwicklung bzw. 

die Auswirkung der Energiewende und Elektromobilität auf die Netze erläutert. Hervorzuheben 

ist vor allem, dass Seckach schon seit vielen Jahren rechnerisch energieautark ist. Zuletzt (2023) 

überstieg die Stromproduktion aus Erneuerbaren Quellen den Verbrauch vor Ort um 237 %. 

 

Bürgermeister Ludwig bedankt sich bei Herrn Ries für seine Ausführungen und eröffnet die Aus-

sprache. Hierbei werden folgende Punkte angesprochen: 

- wie viele private und öffentliche Öltransformatoren sind in Seckach noch in Betrieb? Diese 

Zahl ist nicht bekannt. Herr Ries teilt aber ergänzend mit, dass alle von der Netze BW betrie-

benen Öltransformatoren PCB-frei sind, 

- stellen die vielen Balkonkraftwerke für die EnBW ein Problem dar? Herr Ries antwortet, dass 

diese Anlagen nur bei der Bundesnetzagentur angemeldet werden müssen. Sie sind zugelas-

sen bis 800W. Die produzierte Strommenge wird zum allergrößten Teil im eigenen Haushalt 

verbraucht, also nicht ins Netz eingespeist. Deshalb kommt es normalerweise zu keinen Über-

lastungen. Probleme können aber an sehr sonnigen Tagen im Sommer entstehen, wenn durch 

die Balkonanlagen viel Strom erzeugt wird, aber in den Haushalten nur sehr wenig verbraucht 

wird, 

- hat die Gemeinde einen Überblick über PCB-haltigen Transformatoren? Bürgermeister Ludwig 

verneint dies, 

- schließlich wird noch darauf hingewiesen, dass eine der beiden Säulen an der EnBW-Ladesta-

tion an der Seckachbach ausgefallen ist. Herr Ries nimmt dies zur Kenntnis und wird die 

Störung an die zuständigen Stellen weitermelden. 

Bürgermeister Ludwig dankt Herrn Ries für seine interessanten Ausführungen und für die gute 

Betreuung durch die Netze BW, nicht zuletzt bei Bauprojekten. 

 

TOP 3  Beteiligung der Gemeinde Seckach an der Netze BW GmbH im Rahmen des 

Beteiligungsmodells „EnBW vernetzt“ 
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Zu diesem Tagesordnungspunkt begrüßt Bürgermeister Ludwig den Kommunalberater der Netze 

BW GmbH, Jonathan Schmidt, und übergibt ihm nach einer kurzen Einführung das Wort. 

Erläuterungen 

Durch Gemeinderatsbeschluss vom 25.05.2020 ist die Gemeinde Seckach seit dem 01.07.2020 

über die Kommunale Beteiligungsgesellschaft Netze BW GmbH & Co.KG mittelbar an der Netze 

BW GmbH beteiligt. Die Beteiligungshöhe beträgt 1 Mio. € und läuft noch bis zum 30.06.2025 

(also fünf Jahre). Insgesamt haben derzeit 214 von 568 berechtigten baden-württembergischen 

Kommunen Beteiligungen i.H.v. 307 Mio. € gezeichnet. In der laufenden Anlageperiode wird das 

Kapital jährlich mit 3,6 % verzinst, was für Seckach eine Gesamteinnahme i.H.v. rd. 148 T€ 

bedeutet. Für die kommenden fünf Jahre beläuft sich das Angebot auf 4,38 %. Zum 30.06.2025 

bestehen nun folgende Möglichkeiten: 

1. Beibehaltung der Beteiligung i.H.v. 1 Mio. €, 

2. komplette Kündigung der Beteiligung, 

3. Teilkündigung der Beteiligung, wobei die Mindestbeteiligung bei 200 T€ liegt, 

4. Erhöhung der Beteiligung, wobei die Maximalbeteiligung bei 1.374.317 € liegt. 

Die Entscheidung über die künftige Beteiligungshöhe der Gemeinde Seckach soll in der nächsten 

Gemeinderatssitzung getroffen werden. 

 

Bürgermeister Ludwig bedankt sich bei Herrn Schmidt für seine Ausführungen und gibt dem 

Gremium die Gelegenheit zur Aussprache. Hier wird zunächst nach der Höhe der Kapitalertrags-

steuer gefragt. Herr Schmidt verweist auf seine Präsentation, wonach diese bei rd. 26,5 % liegt. 

Bei Vorliegen der entsprechenden Voraussetzungen kann die Steuerbelastung um 40 % reduziert 

werden kann. Auf die Frage, ob die Inflation die Rendite auffrisst und sich die Beteiligung des-

wegen nicht lohne, entgegnet Herr Schmitt, dass die Netze BW eine Verzinsung über dem aktu-

ellen Geldmarktniveau anbietet. Zudem verweist er auf die Verlässlichkeit seines Unternehmens. 

Die EnBW stehe auf stabilen wirtschaftlichen Beinen. Ihm ist aber auch bekannt, dass die Kom-

munen heute größere finanzielle Schwierigkeiten und Engpässe haben als vor vier Jahren. Er-

gänzend wird noch bestätigt, dass der Verwaltungsaufwand der Beteiligungsgesellschaft Netze 

BW bereits in die Rendite von 4,38 % € eingerechnet ist. Abschließend weist der Vorsitzende 

nochmals daraufhin, dass die Entscheidung über die künftige Beteiligung der Gemeinde an der 

Netze BW GmbH erst in der nächsten Gemeinderatssitzung getroffen werden soll. 

 

TOP 4  Grundsteuerreform – Festlegung der Grundlagen für die Hebesatzsatzung ab 

01.01.2025 

Bürgermeister Ludwig führt in das Thema ein und übergibt dann das Wort an Gemeindekämme-

rer André Kordmann, der zunächst ausführlich die Rechtsgrundlagen zur Grundsteuerreform, die 

Grundsteuerarten, das Bodenwertmodell zur Grundsteuer B sowie die Kalkulation der Hebesätze 

erläutert. Der stellvertretende Kämmerer Julien Stuck erklärt danach anhand von Musterberech-

nungen die durch die Reform entstehenden Belastungsverschiebungen. 

I. Erläuterungen 

Das Bundesverfassungsgericht hat mit Beschluss vom 10.04.2018 die Bewertungsvorschriften 

für die Grundsteuer für verfassungswidrig erklärt. Seine Entscheidung begründete das Bundes-

verfassungsgericht damit, dass das Festhalten des Gesetzgebers am Hauptfeststellungszeitpunkt 

1964 zu gravierenden und umfassenden Ungleichbehandlungen führt, für die es keine ausrei-

chende Rechtfertigung gibt. Mit dem Beschluss wurde gleichzeitig bestimmt, dass der Gesetzge-

ber bis zum 31.12.2019 eine gesetzliche Neuregelung zu treffen hat. Diese Verpflichtung wurde 

durch die Verkündung des Grundsteuerreformpakets des Bundes im November/ Dezember 2019 

erfüllt. Damit dürfen die bisherigen Bewertungsvorschriften noch für eine Übergangszeit bis zum 

31.12.2024 angewendet werden. Neben dem eigentlichen Grundsteuerreformgesetz war auch 

eine Grundgesetzänderung Teil des Reformpakets. Dieser Art. 105 Abs. 2 des Grundgesetzes 

ermächtigt die Länder, vom Grundsteuerrecht des Bundes (Bundesmodell) abzuweichen. Von 

dieser Länderöffnungsklausel hat u.a. auch das Land Baden-Württemberg Gebrauch gemacht, 

wo der Landtag am 04.11.2020 das Landesgrundsteuergesetz beschlossen hat. Die Grundsteuer 

wird auch zukünftig in einem dreistufigen Verfahren ermittelt: 

Stufe 1: Feststellung des Grundsteuerwerts durch das Finanzamt, 

Stufe 2: Berechnung des Grundsteuermessbetrags durch das Finanzamt auf Basis des in Stufe 

1 festgestellten Grundsteuerwerts, 
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Stufe 3:  Festsetzung der Grundsteuer durch die Gemeinde durch Multiplikation des in Stufe 2 

berechneten Grundsteuermessbetrags mit dem vom Gemeinderat beschlossenen He-

besatz. 

Zukünftig ist zwischen folgenden Grundsteuerarten zu unterscheiden: 

1.) Grundsteuer A: Die Grundsteuer A wird für den land- und forstwirtschaftliche Grundbesitz 

erhoben. Hier hat Baden-Württemberg das Bundesmodell übernommen. Die Bewertung erfolgt 

auf der Basis eines typisierenden Ertragswertverfahrens, welches weitgehend auf Zahlen der 

bundesweiten Agrarstatistik beruht. 

2.) Grundsteuer B: Die Grundsteuer B wird für das Grundvermögen erhoben (= bebaute und 

unbebaute Grundstücke, sofern sie nicht unter die Grundsteuer A fallen). Dafür hat Baden-Würt-

temberg nicht das Bundesmodell übernommen, sondern mit dem modifizierten Bodenwertmodell 

seinen eigenen Weg gewählt. Beim modifizierten Bodenwertmodell wird die Grundstücksfläche 

mit dem vom örtlichen Gutachterausschuss festgelegten Bodenrichtwert multipliziert. Der sich 

daraus ergebende Grundsteuerwert (Grundstücksfläche x Bodenrichtwert) wird anschließend mit 

der sogenannten Steuermesszahl multipliziert. Für bebaute Wohngrundstücke ist hierbei ein Ab-

schlag von 30 % vorgesehen. WICHTIG: Beim modifizierten Bodenwertmodell bleibt die Bebau-

ung des Grundstücks und damit ein etwaiger Gebäudewert unberücksichtigt. 

3.) Grundsteuer C: Das neue Landesgrundsteuergesetz räumt den Gemeinden die Möglichkeit 

ein, für unbebaute, aber baureife Grundstücke einen gesonderten höheren Hebesatz festzuset-

zen. Hierfür müssen städtebauliche Gründe vorliegen, z.B. die Deckung eines erhöhten Wohn-

raumbedarfs oder die Stärkung der Innenentwicklung. Bei Einführung der Grundsteuer C muss 

die Gemeinde jährlich eine Allgemeinverfügung erlassen, in welcher u.a. die Darlegung der städ-

tebaulichen Gründe, die Begründung des örtlichen Geltungsbereichs und die genaue Bezeich-

nung und Lage der baureifen Grundstücke enthalten sein müssen. Angesichts des mit der Ein-

führung der Grundsteuer C verbundenen Verwaltungsaufwands (u.a. müssten die baureifen 

Grundstücke „händisch“ ermittelt werden) und der rechtlichen Unwägbarkeiten rät die Verwal-

tung derzeit von der Einführung der Grundsteuer C ab. 

Infolge der ab 2025 geltenden neuen Bemessungsgrundlagen sind auch die Hebesätze für die 

Grundsteuer neu zu beschließen. Die Verwaltung schlägt vor, dass es durch die Grundsteuerre-

form zu keiner Erhöhung des bisherigen Grundsteueraufkommens kommen soll („Aufkommens-

neutralität“): 

- das bisherige Steueraufkommen der Grundsteuer A liegt bei 29.000 €. Um dieses Aufkommen 

zu erreichen, müsste der Hebesatz ab dem 01.01.2025 auf 410 v.H. (gerundet) festgesetzt 

werden. Der bisherige Hebesatz für die Grundsteuer A liegt bei 385 v.H. (seit dem 01.01.2005 

unverändert), 

- bei der Grundsteuer B müsste ein Steueraufkommen i.H.v. 444.700 € erreicht werden. Hier-

für müsste der Hebesatz ab dem 01.01.2025 auf 480 v.H. (gerundet) festgesetzt werden. 

Der bisherige Hebesatz für die Grundsteuer B liegt bei 355 v.H. und ist ebenfalls schon seit 

dem 01.01.2005 unverändert. 

Die Berechnung/ Kalkulation wird von Gemeindekämmerer Kordmann detailliert vorgestellt. Zur 

Beurteilung der Höhe der Grundsteuerhebesätze erfolgte in der Vergangenheit oftmals ein Ver-

gleich mit den umliegenden Gemeinden. Die Veränderung zwischen dem bisherigen Hebesatz 

und dem ab 01.01.2025 aufkommensneutralen Hebesatz kann aber, je nach Entwicklung der 

Bodenrichtwerte in den letzten Jahrzehnten, selbst zwischen benachbarten Gemeinden sehr un-

terschiedlich sein. Deshalb ist ein solcher Vergleich künftig kaum mehr aussagekräftig. 

Die bereits erwähnte Aufkommensneutralität bezieht sich ausschließlich auf das Gesamtaufkom-

men der Grundsteuer in einer Kommune, aber nicht auf die Höhe der Grundsteuer für den ein-

zelnen Steuerpflichtigen. Auch bei dieser aufkommensneutralen Gestaltung wird es im Hinblick 

auf die zu zahlende Grundsteuer je Steuerpflichtigem zwangsläufig Verschiebungen geben müs-

sen. Manche Steuerpflichtige werden mehr bezahlen müssen als bisher und andere wiederum 

weniger. Diese Belastungsverschiebungen sind eine zwangsläufige Folge der o.g. Entscheidung 

des Bundesverfassungsgerichts und der dadurch notwendigen Grundsteuerreform. Eine Nachfol-

geregelung, welche darauf abgezielt hätte, genau die bisherigen Ergebnisse in der Steuerbelas-

tung eines jeden einzelnen Steuerpflichtigen nachzubilden, wäre absehbar wiederum rechtswid-

rig. Außerdem ist die Höhe der Belastungsverschiebungen im Bereich der Grundsteuer B auch 

Ausdruck des modifizierten Bodenwertmodells, bei dem die Gebäudewerte nicht mehr berück-

sichtigt werden. 
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Sodann eröffnet Bürgermeister Ludwig die Aussprache. In dieser wird u.a. die Vermutung geäu-

ßert, dass es zu Belastungsverschiebungen zwischen den Flächen im Ortskern und in den Wohn-

gebieten kommen wird. Die Verwaltung bestätigt dies, sofern die verglichenen Grundstücke in 

etwa gleich groß sind. In diesem Zusammenhang weist Bürgermeister Ludwig darauf hin, dass 

diese Veränderungen vom Bundesverfassungsgericht und vom Gesetzgeber ganz bewusst so 

gewollt sind und dass die Kommunen sie umsetzen müssen. Zu den Angaben im Transparenz-

register des Finanzministeriums führt die Verwaltung aus, dass dieses Register auf alte Werte 

aus dem Jahr 2020 zurückgreift; es soll aber in den nächsten Tagen aktualisiert werden. Die 

Gemeinde Seckach bewegt sich mit ihren angestrebten Hebesätzen innerhalb des vorgegebenen 

Rahmens. Auf eine weitere Frage antwortet der Vorsitzende, dass der Aspekt, ob ein Gebäude 

leer steht oder genutzt wird, bei der Grundsteuerreform keine Rolle spielt. Bei baufälligen Ge-

bäuden bestünde eine Eingriffsmöglichkeit lediglich durch die untere Baurechtsbehörde, wenn 

vom Zustand der Immobilie eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung ausgeht. 

Wie oft werden die Bodenrichtwerte, und damit auch die Grundsteuerwerte, angeglichen? Die 

Verwaltung antwortet, dass die Bodenrichtwerte vom zuständigen Gutachterausschuss regelmä-

ßig überprüft und ggf. auch angepasst werden. Die sog. Hauptfeststellung durch die Finanzämter 

soll künftig alle sieben Jahre stattfinden. Ausgehend vom jetzt zugrunde gelegten Ausgangsjahr 

2022 wird das also im Jahre 2029 wieder der Fall sein. Bürgermeister Ludwig ergänzt, dass es 

im Neckar-Odenwald-Kreis seit 2021 nur noch einen kreisweit tätigen Gutachterausschuss gibt, 

zuvor waren es 23. Deshalb lagen früher in vielen Fällen nicht genügend auswertbare Kaufver-

träge vor, was die Fortschreibung der Bodenrichtwerte erheblich erschwerte. Über den ganzen 

Landkreis betrachtet gibt es aber auch für die alten Ortskerne belastbare Fallzahlen, sodass 

bereits eine Anpassung der Bodenrichtwerte möglich war. Ergänzend wird von der Verwaltung 

erneut betont, dass zur Ermittlung der Bodenrichtwerte ausschließlich die Grundstücksflächen 

und die Nutzungsarten herangezogen werden. Der Gebäudewert findet keine Berücksichtigung 

mehr. 

Zur Frage der Einführung der Grundsteuer C für unbebaute Grundstücke bekräftigt Bürgermeis-

ter Ludwig nochmals, dass hierfür hohe Hürden überwunden werden müssen. Der Aufwand wäre 

enorm und es gibt nicht unerhebliche rechtliche Risiken. Die Grundsteuer für die Baulücken wird 

aber auch ohne die Grundsteuer C kräftig ansteigen. Es besteht die Hoffnung, dass alleine schon 

dadurch die Verkaufsbereitschaft bei den Eigentümern gefördert wird. Als nächster Schritt ist 

dann für das kommende Jahr die Durchführung einer Bauplatzbörse angedacht. 

 

II. Nachdem keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, fasst der Gemeinderat folgenden ein-

stimmigen Beschluss: 

1.) Der Gemeinderat beauftragt die Verwaltung, eine neue Hebesatzsatzung mit folgenden ab 

dem 01.01.2025 geltenden Hebesätzen für die Grundsteuer vorzubereiten: Hebesatz 

Grundsteuer A: 410 v.H. und Hebesatz Grundsteuer B: 480 v.H. 

2.) Auf die Einführung einer Grundsteuer C wird zunächst verzichtet. 

 

TOP 5  1.250 Jahre Großeicholzheim – Durchführung der Jubiläumsfeierlichkeiten und 

Unterstützung durch die Gemeinde 

Bürgermeister Ludwig führt in den TOP ein und erteilt dann Gemeinderat und Ortsvorsteher 

Reinhold Rapp das Wort. 

I. Erläuterungen 

Der Ortsteil Großeicholzheim kann im kommenden Jahr 2025 auf sein 1.250-jähriges Bestehen 

zurückblicken. Nach dem Willen des Ortschaftsrates sowie der örtlichen Vereine, Gruppen und 

Organisationen soll dieses Jubiläum am Wochenende 27. – 29.06.2025 gefeiert werden. Folgen-

des Programm ist vorgesehen: 

- Freitag, 27.06.2025, offizieller Festakt mit Heimatabend in der Schlossgartenhalle, 

- Samstag, 28.06.2025, tagsüber Festbetrieb am Wasserschloss und in der Tenne sowie 

abends eine Summernight-Party auf dem Wasserschloss-Areal, 

- Sonntag, 29.06.2025, 34. Seckacher Straßenfest auf dem Areal des Wasserschlosses bis zum 

Kindergarten. 

Der Ortschaftsrat traf sich mit den örtlichen Vereinen, Gruppen und Organisationen schon zu 

mehreren Besprechungen und steckt derzeit mitten in der Programmplanung. Weitere Treffen 

sind geplant. Für die Durchführung und Ausgestaltung der Feierlichkeiten hat der Ortschaftsrat 

bei der Gemeinde mit Schreiben vom 23.09.2024 einen Etat i.H. von 15.000 € beantragt. Die 

beantragte Summe soll zur Deckung der mit dem Fest verbundenen besonderen Aufwendungen 
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verwendet werden. Man bezieht sich dabei auf Beispiele in Nachbarkommunen. Eine detaillierte 

betragsmäßige Aufstellung der einzelnen Positionen für das eigene Fest in Großeicholzheim liegt 

aber noch nicht vor. An dieser Stelle muss angemerkt werden, dass die Gemeinde Elztal ihrem 

Ortsteil Neckarburken für dessen 1.250-Jahrfeier entgegen eines entsprechenden Berichts in der 

Lokalpresse überhaupt kein Budget zur Verfügung gestellt hat. Die Gemeinde übernahm lediglich 

besondere Aufwendungen wie z.B. für die Werbung an den Ortseingängen, für einen Alleinun-

terhalter am Festabend, für die Bewirtung der Ehrengäste und für einen WC-Wagen. Der Ge-

samtbetrag lag deutlich unter 5.000 €. In Schefflenz wurde nicht das Jubiläum eines einzelnen 

Ortsteils, sondern der Gesamtgemeinde gefeiert. Außerdem gibt es dort keine Ortschaftsrats-

gremien, die einen Förderantrag stellen könnten. 

Die Verwaltung schlägt nun vor, dass die Gemeinde bei der 1.250-Jahrfeier in Großeicholzheim 

für solche Kosten aufkommt, die den Aufwand eines „normalen“ Festes übersteigen. Dazu gehö-

ren u.a. besondere Werbemaßnahmen oder die Aufwendungen für den Festabend (z.B. Dekora-

tion und Bewirtung der Ehrengäste). Auch die Versicherung aller ehrenamtlichen HelferInnen 

über den Badischen Gemeinde-Versicherungsverband kann die Gemeinde übernehmen. Selbst-

redend sind darüber hinaus gemeindliche Sachleistungen wie die entgeltfreie Zurverfügungstel-

lung der gemeindlichen öffentlichen Gebäude (nicht zuletzt anstelle eines Festzeltes) und der 

Einsatz der technischen Dienste der Gemeinde (Bauhof, Hausmeister usw.). Die im Antrag bei-

spielhaft genannten Kosten für einen Grill, für eine Fritteuse oder für die Bierzeltgarnituren kön-

nen und müssen hingegen, wie bei jeder anderen Veranstaltung auch, auf die Essens- und Ge-

tränkepreise umgelegt werden. Zudem steht in der Schlossgartenhalle eine komplette Küchen-

ausstattung zur Verfügung. 

 

II. a) Kosten 

Eine konkrete Unterstützungssumme kann noch nicht genannt werden, weil hierfür noch zu we-

nige Detailinformationen vorliegen. 

b) Deckung 

Der noch zu ermittelnde Betrag ist in den Ergebnishaushalt 2025 einzustellen. 

 

Bürgermeister Ludwig gibt dem Gremium Gelegenheit zur Aussprache. Dabei stößt der Vorschlag 

der Verwaltung auf allgemeine Zustimmung. Ein Dorfjubiläum ist mit einem gewissen Mehrauf-

wand verbunden, der aus dem normalen Festbetrieb nicht erwirtschaftet werden kann. Dazu 

gehört auch, dass für die Summernight-Party auf dem Wasserschloss-Areal aufgrund der örtli-

chen Gegebenheiten kein Eintritt erhoben werden kann. Alle „gewöhnlichen“ Aufwendungen 

müssen aber auch in diesem Fall aus den Preisen für die Bewirtung erlöst werden. 

Ergänzend weist der Vorsitzende auf erst vor wenigen Tagen bekannt gewordenen Informationen 

hin, wonach Jubiläen vom LEADER-Förderprogramm mit 60 % Zuschuss unterstützt werden kön-

nen. Die Förderung muss über die Gemeinde beantragt werden. Nachteil ist aber, dass Auftrags-

vergaben erst nach Erhalt des Förderbescheids getätigt werden dürfen; das wird mutmaßlich im 

Mai 2025 der Fall sein. Die Details müssen noch mit der LEADER-Geschäftsstelle abgeklärt wer-

den. Ortsvorsteher Rapp ergänzt, dass die Vergabe der Fördermittel nach einem Punktesystem 

auf der Grundlage des Regionalen Entwicklungskonzeptes (REK) der LEADER-Gebietskulisse Ba-

disch-Franken erfolgt. 

Aus dem Gremium wird zu bedenken gegeben, ob es am Samstagabend eine Liveband sein 

muss, oder ob nicht ein DJ eine kostengünstigere Alternative sein könnte. Bei einem kostenlosen 

Zugang zum Festgelände sollte dies in Erwägung gezogen werden. Ob die Summernight-Party 

bei schlechtem Wetter in die Schlossgartenhalle verlegt werden soll, muss im Festkomitee be-

sprochen werden. Die Frage, ob die jetzt für Großeicholzheim festzulegenden Konditionen auch 

bei den in einigen Jahren stattfindenden Jubiläen in Seckach und Zimmern gelten werden, wird 

bejaht. Abschließend wird angeregt: wenn ein Etat von 15.000 € der Höchstbetrag ist, so sollte 

dieser Betrag auch explizit in den Beschluss aufgenommen werden. 

 

III. Sodann fasst der Gemeinderat einstimmig folgenden Beschluss: Die Gemeinde unterstützt 

ihren Ortsteil Großeicholzheim bei der Durchführung seiner 1.250-Jahrfeier. Neben den genann-

ten Sach- und Personalaufwendungen übernimmt die Gemeinde auch Kosten, die über den nor-

malen Rahmen einer öffentlichen Festveranstaltung hinausgehen. Bis zum Vorliegen eines de-

taillierten Kostenplans sind die einzelnen Leistungen mit der Gemeindeverwaltung (Bürgermeis-

ter) abzustimmen. Der Höchstbetrag beläuft sich auf 15.000 €. 
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TOP 6  Antrag auf Umbenennung des Technischen Ausschusses 

I. Erläuterungen 

Gemeinderat Günter Schmitt-Haber hat in der Gemeinderatsitzung am 23.09.2024 beantragt, 

den Technischen Ausschuss in „Ausschuss für Wirtschaft, Umwelt und Verkehr“ umzubenennen. 

Als Begründung führt er an, dass dieser Ausschuss beim Neckar-Odenwald-Kreis auch so hieße 

und dass Wirtschaft, Umwelt und Verkehr heutzutage sehr wichtige Themenfelder sind. 

Gemäß der aktuellen Hauptsatzung der Gemeinde Seckach umfasst der Zuständigkeitsbereich 

des Technischen Ausschusses folgende Aufgabenbereiche: Bauleitplanung und Bauwesen (Hoch- 

u. Tiefbau, Vermessung), Versorgung und Entsorgung, Straßenbeleuchtung, technische Verwal-

tung der Straßen, Bauhof, Fuhrpark, Verkehrswesen, Feuerlöschwesen und Zivilschutz, Fried-

hofs- und Bestattungsangelegenheiten, technische Verwaltung gemeindeeigener Gebäude, 

Sport-, Spiel-, Bade-, Freizeiteinrichtungen, Park- und Gartenanlagen, Umweltschutz, Land-

schaftspflege und Gewässerunterhaltung. 

Der Ausschuss für Wirtschaft, Umwelt und Verkehr des Landkreises ist gemäß dessen Hauptsat-

zung für folgende Bereiche zuständig: Kreisstraßen, Öffentlicher Personenverkehr und Schüler-

beförderung, Kreis- und Regionalplanung, Wirtschaftsförderung, Tourismus, Land- und Forst-

wirtschaft, Flurneuordnung, Vermessung, Bauordnung, Gewässerschutz, Umweltschutz, Natur-

schutz- und Landschaftspflege, Abfallwirtschaft und – entsorgung. 

Selbst wenn aus dieser Darstellung eine gewisse Artverwandtschaft herausgelesen werden kann, 

ist der Vergleich doch schon deswegen unzutreffend, weil es sich bei den Körperschaften „Ge-

meinde“ und „Landkreis“ um ganz unterschiedliche Verwaltungsebenen mit grundverschiedenen 

Zuständigkeiten handelt. So hat eine Gemeinde z.B. keine Zuständigkeiten für den Öffentlichen 

Personenverkehr oder bei der Abfallwirtschaft und der Kreis ist z.B. weder für Friedhöfe, noch 

für Ver- und Entsorgung (= Wasser und Abwasser) zuständig. Zudem muss betrachtet werden, 

mit welchen Themen sich der Technische Ausschuss der Gemeinde Seckach in der Praxis be-

schäftigt: es sind zu über 90 % die gemeindlichen Stellungnahmen zu privaten Bauanträgen und 

die restlichen 10 % ganz überwiegend die Vergabe von Liefer- und Leistungsverträgen im Rah-

men der finanziellen Zuständigkeit (= Bewirtschaftung der Mittel nach dem Haushaltsplan zwi-

schen 40.000 und 80.000 €). 

Eine Benennung im Sinne des o.g. Antrags würde dem Bürger also einen ganz falschen Eindruck 

von der tatsächlichen Arbeit des Technischen Ausschusses vermitteln. Vielmehr werden Bera-

tungsgegenstände zu anderen Aufgabengebieten des Technischen Ausschusses in Seckach direkt 

im Gemeinderat behandelt, was vor allem den flachen Hierarchien einer kleinen Gemeinde zu 

verdanken ist. Dadurch wird dem gesamten Gemeinderat (14 Mitglieder) die Teilhabe am Mei-

nungsprozess ermöglicht. Ein Beispiel hierfür war in der jüngsten Sitzung am 23.09.2024 der 

TOP „Bestattungswesen“. Auf der Landkreisebene wäre das alleine wegen der Größe des Kreis-

tags (derzeit 47 Mitglieder) überhaupt nicht möglich. Schon aus diesem Grund ist beim Kreis 

eine stärkere Einbindung der Ausschüsse in die kommunalpolitische Arbeit unverzichtbar. 

Ergänzend wird noch erwähnt, dass für die Änderung dieses einen Begriffs eine Änderung der 

Hauptsatzung erforderlich wäre, also die Erstellung der Änderungssatzung, der Satzungsbe-

schluss, die Veröffentlichung im Mitteilungsblatt und die Anzeige bei der Kommunalaufsicht. Die-

ser Aufwand ist verzichtbar, weil hieraus, wie gesagt, keinerlei praktischer Nutzen erwächst. 

Deshalb empfiehlt die Verwaltung, den Antrag abzulehnen. 

 

Bürgermeister Ludwig gibt dem Gremium Gelegenheit zur Aussprache. Hier teilt Gemeinderat 

Schmitt-Haber mit, dass die Punkte zu Umweltbelangen, z.B. im Rahmen der Bauleitplanung, 

zum Gemeindewald oder zum Gewerbe in der Gemeinde, auch weiterhin im Gemeinderat beraten 

werden sollen. Er liest eine Stellungnahme zu seinem Antrag vor. Darin fordert er, dass das Wort 

„Umwelt“ auf jeden Fall im Ausschussnamen enthalten sein soll, z.B. „Technik und Umwelt“. 

Damit soll Verantwortung für die künftigen Generationen übernommen werden. Der Vorsitzende 

antwortet, dass in Seckach der Gemeinderat selbst diese Verantwortung für die künftigen Gene-

rationen übernimmt. Beispiele hierfür aus der jüngeren Vergangenheit sind der Ausbau der Breit-

band- und Mobilfunkversorgung, die gemeindliche Forstwirtschaft, alle Bebauungspläne, der S-

Bahnausbau oder die Ruftaxiangebote. Aufgrund der tatsächlich vom Ausschuss wahrgenomme-

nen Aufgaben (s. oben) wäre die Umbenennung also nichts Anderes als ein Etikettenschwindel. 

Aus dem Gremium wird der Antragsteller gefragt, ob es ihm nur um den Namen des Ausschusses 

geht. Die Antwort lautet „Ja“. Alle Sprecher sind sich einig, dass Umweltthemen heutzutage 

wichtiger denn je sind. Gleichzeitig wird es aber als wenig sinnvoll erachtet, nur wegen eines 

Namens den o.g. Aufwand zur Änderung der Hauptsatzung zu betreiben. Eine Umbenennung 
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ohne Satzungsänderung ist nicht möglich. Als Kompromiss wird vorgeschlagen, das Thema der 

Namensänderung zu einem späteren Zeitpunkt aufzurufen, wenn aus anderen Gründen sowieso 

eine Änderung bzw. Anpassung der Hauptsatzung erforderlich ist. Nachdem keine weiteren Re-

debeiträge mehr vorgebracht werden, leitet der Vorsitzende zur Beschlussfassung über. 

 

II. Sodann fasst der Gemeinderat mit sieben Ja-Stimmen, drei Nein-Stimmen und einer Enthal-

tung folgenden Beschluss: Der Antrag auf Umbenennung des Technischen Ausschusses wird 

abgelehnt. 

 

TOP 7 a) Anfragen aus den Reihen der Gemeinderäte 

7.1  Vermessungsarbeiten in der Straße Am Berg in Zimmern 

Es wird nachgefragt, welche Vermessungsarbeiten in der Straße Am Berg in den vergangenen 

Tagen durchgeführt wurden. Hier war ein orangefarbenes Vermessungsfahrzeug vor Ort und es 

wurden mehrere Stickel am Wegrand in Richtung Sportplatz eingeschlagen. Es war aber nicht 

ersichtlich, ob die Arbeiten vom Amt für Flurneuordnung und Landentwicklung, vom Fachdienst 

Vermessung oder von einem Ingenieurbüro ausgeführt wurden. Der Vorsitzende nimm die Frage 

entgegen, sie kann aber während der Sitzung nicht beantwortet werden. 

7.2  Kredite und Geldanlagen der Gemeinde Seckach 

Unter Bezugnahme auf TOP 3 wird für die nächste Sitzung um Informationen zum aktuellen 

Stand der Kredite und der Geldanlagen der Gemeinde Seckach gebeten. 

7.3  Parksituation in der Eicholzheimer Straße 

Es wird mitgeteilt, dass in der Eicholzheimer Straße im Bereich der Einmündung in die Mittel-

gasse regelmäßig zwei PKW geparkt sind, die die Sicht auf den Gegenverkehr stark beeinträch-

tigen. Der Sprecher fragt, ob hier ein Parkverbot eingeführt werden könnte, um die Gefahren-

quelle einzudämmen. Bürgermeister Ludwig antwortet, dass die Überprüfung des Parkverbots 

an dieser Stelle in der Eicholzheimer Straße sowie die gesamte Verkehrssituation im Einmün-

dungsbereich der Mittelgasse in die Tagesordnung der nächsten Verkehrsschau aufgenommen 

werden soll. 

7.4  Gemeinderatssitzungen am Großeicholzheimer Kerwemontag 

Es wird beantragt, in den nächsten Jahren keine Gemeinderatssitzung mehr auf den Großeicholz-

heimer Kerwemontag zu legen. Der Vorsitzende erklärt, dass bei der Aufstellung des Sitzungs-

plans u.a. immer zu berücksichtigen ist, dass die letzte Sitzung des Gemeinderats am Jahresende 

so terminiert wird, dass bekanntzumachende Beschlüsse noch in das letzte Mitteilungsblatt auf-

genommen werden können. Geht man dann davon aus, dass einmal im Monat, also etwa alle 

vier Wochen, eine Gemeinderatssitzung stattfinden soll, wird es sich in der Rückrechnung nicht 

immer vermeiden lassen, dass am Großeicholzheimer Kerwemontag eine Sitzung stattfindet. Die 

Gestaltung des Sitzungsplans ist komplex, da viele Zwangspunkte berücksichtigt werden müs-

sen. 

 

b) Bekanntgaben 

7.5  Übernahme von BBV und Infrafibre Germany durch UGG 

Der Vorsitzende gibt bekannt, dass das Unternehmen Breitbandversorgung Deutschland (BBV) 

mit seinem Tochterunternehmen Infrafibre Germany von dem Unternehmen UGG (Unsere Grüne 

Glasfaser) übernommen wurde. In einer ersten Reaktion sieht die Landkreisspitze in dieser Fir-

menübernahme für den Breitbandausbau im Kreisgebiet nur Vorteile. Das operative Geschäft 

wird sich positiv entwickeln und der Glasfaserausbau im ländlichen Raum gestärkt. Zur Realisie-

rung des Vorhabens in Seckach ist derzeit ein weiterer Besprechungstermin in Vorbereitung. 

7.6  Infoveranstaltung zum Thema Interkommunale Zusammenarbeit 

Am 04.11.2024 findet in Adelsheim für die Mitglieder der Verbandsversammlungen der Gemein-

deverwaltungsverbände „Bauland“ und „Seckachtal“ eine Infoveranstaltung zum geplanten Aus-

bau der Interkommunalen Zusammenarbeit statt. 

7.7  Zweckverband „Regionaler Industriepark Osterburken“ (ZV RIO) 

Die nächste Sitzung der Verbandsversammlung des ZV RIO findet am 12.11.2024 um 18.00 Uhr 

in Seckach statt. 

7.8  Zentrale Gedenkfeier zum Volkstrauertag 

Bürgermeister Ludwig lädt die Öffentlichkeit recht herzlich zur diesjährigen zentralen Gedenk-

feier zum Volkstrauertag ein. Sie findet am Samstag, 16.11.2024, um 19.00 Uhr auf dem Fried-

hof in Zimmern statt. 

7.9  Zweckverband (ZV) Gruppenkläranlage „Schefflenztal“ 
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Die Verbandsversammlung des ZV Gruppenkläranlage „Schefflenztal“ kommt zu ihrer nächsten 

Sitzung am 27.11.2024 um 19.00 Uhr in Billigheim zusammen. 

 

Um 22.00 Uhr schließt Bürgermeister Ludwig die Sitzung und bedankt sich bei der Presse, Frau 

Merkle, und den Zuhörern für ihr Kommen. 

 

 


